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Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Bewertungsrechtes getroffen werden u'nd das 
Abgabenärtderungsgesetz 1977 geändert wird 

(Bewertungsänderungsgesetz 1979) 

Der Nationalr.at hat beschlossen: 

Artikel I 

Der Hektarsatz für die Betr,iebszahl 100 gemäß 
§ 38 Albs. 1 in Verbindung mit § 48 Abs. 2 des 
Bewernung~gesetzes 1955, BOBl. Nr. 148, beträgt 
für den Hauptf,eststellungszeitpunkt zum 1. Jän­
ner 1979 für das landwirtschaftliche Vermögen 
3000.0 S und tür das Weinbauvermögen: 150 00.0 S. 

Artikel II 

{l) Die nach den Vorschpiften des Bewertungs­
gesetzes 1955 zum 1. Jänner 1979 festgestellten 
und aJb 1. Jänner 1980 wirksam werdenden Ein­
heitswerte des land- und for.stwirtschalftlich,en 
Vermögens sowie von Betr~eiOOgrundstück'en im 
Sinne ,des § 60 Abs. 1 Z. 2 des ßewertungs­
gesetzes 1955 sind 'ab 1. Jänner 1983 um 5 v. H. 
und ab 1. Jänner 1986 um 10 v. H. zu erhöhen, 
wobei die B'estimmungen des § 25 des Bewer­
tungsgesetzes 1955 anzuwenden sind. Von den 
geänderten Binheitswertbescheiden a,b,geleitete 

Besche~de sind unter sinngemäßer Anwendung 
des § 295 der BlUndes~a:bgabenordnung, BGBl. 
Nr. 194/1961, durch neue Bescheide zu 'ersetzen. 

(2) Die Hk Feststellungen im Sinne des § 186 
der Bundesabgabenor.dnung geltenden Vorschrif­
ten der Bundesabgabenordnung sind mit Aus­
nahme des §186 Abs. 3 erster Satzrur di,e gemäß 
Abs. 1 ergehenden Bescheide, sinngemäß anzu­
wenden; bei tSinngemäßer Anwendung des § ,186 
Abs. 3 zweiter Satz der iB,undesa:bgabenordnung 
ka.nn jedodl die Verteilung ,des erhöhten Ein­
heitswertes ,a,uchdurch V,erweisung 'auf den Ver­
teilungschlüssel im maßgeblichen' EinheitSlWert­
bescheid erfolgen. 

Artikel III 

Der Z. 1 im Art, II des Abschnittes I des Ab­
gabenändenmgsgesetzes 1977, BGB1. Nr. 320, ist 
fologender zweiter Satz ammfügen: 

"Die Bestimmung,en des Art. I Z. 4, 5, 8 und 9 
sind jedoch erstmals bei ,der Hauptfeststellung 
der Einhei>tSlWerte des land- und forstwirtschaft­
lichen Vermögens zum 1. Jänner 19-79 anzuwen­
Iden." 

Artikel IV 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
der Bundesminister für Finanzen betra,ut. 

Erläuterungen 

Zu Artikel I: 

Aufgrund der Ander,ung Ides § 38 Abs. 1 Be­
wer'tungsgesetz 1955 mit Abgabenänderungsgesetz 
1977, BGB,l. Nr. 320/1977, stellt nicht mehr das 
Bundesministerium ~ür Finanzen fürd~e Betriebs­
zahl 1 OO,dals heißt, für den Hauptvergleichs­
'betrieb den Ertragswert pro Hektar (Hektar­
,satz) .fest, sondern der Gesetzgeber. 

Für die Höhe ,der in Vorsch<lag gebrachten 
Hekllarsätze für die B,etriebszahl 100 - für das 

landwirtschaftliche V'ermögeri. 30 000 S,für .das 
Weill'bauvermögen 150 000 S - war sowohl die 
bisherige gesetzliche Festlegurig ,der Hektar­
höchstsätze als auch die Ertra,gsentwicklung in 
,der Landwirtschaft und ,im W,einbaru maßgebend. 
kb dem Ihuptfeststellungszeitpunkt 1. Jänner 
1956 kamen ,de facto bei den einzelne!l Haupt­
feststellung'szeitpunkten beziehungsweise durch 
besondere gesetzliche Bestimmungen folgende 
Hektarhödlstsätze zum tragen: 
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2 14 der Beilagen 

Hektathöchstsatz 
.' _ Land~i~tschattliclIes ~eiD:Hj.gen \.qci~bimve.tmößen ." ' 

, Relation '. 
Zeitpunkt 

1. Jänner 1956 

1. JälYl!er 1963 
1. Jänner 1970 

1. Jänner 1977 

19000,-

20000,-

22200,-

24420,-:-

Seit ,dem J ahr·e 1970 ist bei den lanldwiruschaft-
Jichen Betrieben in ,intensiv genutzten Produk­
tionsgebieten eine beachtliche Erhöhung der Rein­
erträge eingetreten, was aus den· jährlichen Be­
r.ichten gemäß § 9 .des Landwirtschafts~eS'etzes 
über .die Lage der österreichischen Landwirtschaft 
zu entnehmen ,ist. Die aus den Buchführungs­
ergebnissen ableitb.aren durchschnittlichen Er­
tragswerte pro Hektar (Hektarsätze) liegen bei 
Unterstellung fremder Anbeitshäfte und h~i 
Schuldenfreihei,t, wie dies das Bewertungsges,etz 
vorSlielht, für di.e prüduktJiünsgünstigsrten Gebiete 
über 40 000 S. Da ein in dieser Höhe abgeleiteter 
Hektarhöchstsatz 'einerseits Idurch die damit ver­
hundenen: e~höhten steuerlichen Belast·ungen id·er 
landwirtschaftlichen Hetriebe eine Minderung er­
fährt und andererseits in der küntinuierlich,en 
Entwicklung der bisher festgelegten Hektar­
höchstsätze eine zu starke Anhebung :eintreten 
würde, erscheint der in Vürsch.Iag gebrachte 
Hektarsatz vün 30 000 S ,aIs angemes,sen. 

Info1g,e der eing·etretenen Absatz.unsicherheit 
im Weinbau, vüraUem bedingt ,durch di·e Aus­
wei,tung der Weiitbaufläch·en in den vergangenen 
Jahren, hat sich die Ertr~gshge im Weinbau 
gegenÜiber 1970 nicht wesentlich verbessert, wes­
halb bei der Festlegung des Weil11bauhektar­
höchstsatzes lediglich die in der Zwischenzeit ein­
getretene Intensivierung ihre B,erücksicht,igung 
finden .süll. Im nun eingeengten Verhältnis zwi­
schen landwirtschiaftl.ichem Hektarhöchstsatz und 
Weinbauhektarhöchs·tsatz (30000 S zu 150000 S 
= 1 : 5) wird dieser Entw,icklung Rechnung ge­
tra'gen. 

EiS darf darauf hingewiesen werden, daß sich 
die Erhöhung .des landwirtschaftlichen Hektar­
höchstsatzes nicht bei allen landwirtschaftlichen 
Betrieben voll auswil1ken wird. Bei Betr,ieben in 
ungünstigen PrüduktiüUSlg.ebieten mit Wirtschafts­
erschwernissen (Berghauerrubetriebe, Klein­
betriebe) werden wesentlich Ig,eringere, zum Teil 
auch keine Steigerungen gegenüber den bisherigen 
Einheitswerten' eintreten. Beim Weinbau wird 
dies nicht So' sehr in Erscheinung treten, da un­
günstige Produktiünsbedingungen schün 'bei der 
letzten Hauptfeststellung in entsprechendem 
Maße berücksQchtigt wurden. 

125000,-

125000,-

125000,-

137500,-

Zu Artikel II: 

Landwirtschaft Weinbau 

1 
1 
1 

1 

Mit der Bewertungsgesetz-Novelle 1971, BGBl. 
Nr. 172" wurde der Hauptfeststellungszeitraum 
.für die FeststeUungder E,inheitswerte des hnd­
unld f.ürstwirtschaftlichen Vermögens von hisher 
sechs auf nunmehr neun Jahre erstreckt. Ein sO' 
langer Zeitraum bewirkt aber beim fülgenden 
HauptfeststeUungszeitpunkt eine zu. starke ~r­
höhung der Einheitswerte und süm!t auch eme 
Erhöhung der vün den Einheitsw,erten abhän~ 
gi:gen Abgaben. Um ,dieses sprunghaf~e Ansteigen 
zum nächsten HauptfeststellungszeItpunkt zu 
vermeiden und vür allem auf dem Gebiet der 
Grunds,teuer für ,die Gemeinden eine ,gleichmäßige 
B:asis zu finden, erscheint es zweckmäßig, den 
übergang zur nächsten Haupdeststellung der 
Einheitswerte des land- ,und forstwirtschafdichen 
Vermögens, die zum 1. Jänner 1988 vor,ge5ehen 
ist fließend 'zu .gestalten. Deswegen ,süll für die 
z~ 1. Jänner 1979 festzustellenden Einheits­
werte, die mit 1. Jänner 1980 wirksam werden, 
ab 1. Jänner 1983 ein Faktür vün 1,05 und ab 
1. Jänner 1986 in Faktür vün 1,1 zur Anwen­
dung gebracht werden, wübei diese Faktoren auch 
für allfällige Nachfeststellungen und Fonschrei­
bungen Gülti~gkeit hätten. Die hiehei vürgesehe­
nen Zeitpunkte stimmen mit den Hauptveran­
lagungszeitpUJIllkt.en der Vermögens1)euer übel1em, 
und es könnte eine sülch,e Maßnahme daher ühne 
besonderen Aufwand igetätigt w,el1den. 

Es wird .darauf hingewiesen, Idaß schün ,aus den 
gleichen überlegungen die zum 1. Jänner 1970 
festgestellten Einheitswerte des land- und forst­
wirtschaftlichen Vermögens mit Wirks·amkeit 
vüm 1. Jänner 1977 gemäß Artikel IV .des Bun­
desgesetzes vom 31. März 1976, !13GB!. Nr. 143/ 
1976, um 100/0 erhöht wurden. 

Zu Artikel III: 

Durch die beabsichtigte Anfügung des zweiten 
Satzes sühl klargestellt werden, daß die mit dem 
Abgabenänderul1!gsgesetz 1977 geänderten Be­
stimmungen betrefFend den Pächteranteil und 
den Wohnungswert zwed\.mäß~gerweise, insbeson­
der·e aus Ve~alt)Urigsvere,infachungsgründeri,' erst 
bei der HauptfeststelLung ,der EinheitSIW·erte des 
land- ,lind fürstwirtschaftlichen Vermögens anzu-
wenden sind. . . 
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Budgetäre Auswirkungl!n 

Zu Artikel I 

Auf~rund der Hauptfeststellung zum 1. Jänner 
1979 efigeben sich jährlich ab 1. Jänner 1980 
Mehreinnahmen in folgender Höhe: 

1. Bundesabgaben: 

Vermögensteuer ............. . 
Ahgabe von Iand- und forstwirt-

.schaftlichen Betl'ieben ..... . 
Beitrag von Iand- und forstwirt­

schaltlichen B.etrieben 

2. Gemeindeabgaben: 

Grundsteuer ................ . 

Zu Artikel II 

15 Mil!. S 

30 Mil!. S 

11 Mil!. S 

44 Mi!!. S 

Die in Art. 11 vOl'gesehenen Erhöhungen wir­
ken sich durch jährliche Mehreinnahmen ab 

1. Jänner 11983 und 1. Jänner 1986 in folgender 
Höhe aus: 

1. Bundesabgaben: 
Vermögf,nsteuer ............. . 
Abgabe von land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieben ...... . 
Beitrag von land- und forstwifit­

schaftlichen Betrieben 

2. Gemeindeabgaben: 
Grundsteuer ................ . 

5 Mit!. S 

10 Mil!. S 

4Mill.S 

15 Mi!!. S 

Ferner ergeben -sich Auswirkungen auf dem 
Gebiet der Erbschafts- und Schenkung.ssteuer 
sow,ie . der Gruruderwerbsteuer, doch können hier 
info!ge des sehr unterschiedlichen Anfalles keine 
Aussagen gemacht werden. 
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